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An die
landwirtschaftlichen Alterskassen

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 20. September 1999 – 1 BvR 1750/95 – be-
schlossen, die Verfassungsbeschwerde unmittelbar gegen die vorausgegangenen Entschei-
dungen der Sozialgerichtsbarkeit und mittelbar gegen § 4 Abs. 1 Satz 4 GAL nicht zur
Entscheidung anzunehmen.

Gegenstand der Verfassungsbeschwerde war die Frage, ob mit dem Grundgesetz vereinbar
ist, dass Beiträge, die in der landwirtschaftlichen Alterssicherung aufgrund des bis 1994
geltenden Rechts nach Vollendung des 65. Lebensjahres zu zahlen waren, solange der
selbständige Landwirt den Hof nicht abgab, bei der Bemessung des Altersgeldes nicht
rentensteigernd berücksichtigt wurden.

In seinen Entscheidungsgründen hat das BVerfG u.a. festgestellt, dass Artikel 3 Abs. 1 GG,
der hier vornehmlich als Maßstab für die verfassungsgerichtliche Überprüfung der
angegriffenen Hoheitsakte heranzuziehen ist, nicht verletzt wurde, weil eine nach diesen
Maßstäben verfassungsrechtlich unzulässige Ungleichbehandlung zu Lasten des Versicherten
nicht gegeben sei. Auch werde der Gleichheitssatz des Artikel 3 Abs. 1 GG nicht zu Lasten
des Versicherten verletzt, wenn diejenigen selbständigen Landwirte, die nach Inkrafttreten des
neuen Rechts die Altersgrenze erreichen und von einer Abgabe des Hofes absehen, mit einer
Beitragspflicht nicht mehr belastet werden. Im übrigen sei es mit dem Grundgesetz nicht
schlechterdings unvereinbar, dass sich Beitragsleistungen, die nach Erreichen der
rentenrechtlichen Altersgrenze zu erbringen sind, nicht auf die Rentenhöhe auswirken.

Im übrigen sei der Gesetzgeber auch nicht von Verfassungs wegen gehalten gewesen, für die
Behandlung atypischer Fälle eine Härteklausel vorzusehen, aufgrund deren eine Ausnahme
von der Beitragsverpflichtung hätte gewährt werden können. Vielmehr halte sich die von ihm
getroffene generelle Regelung im Rahmen des weiten sozialpolitischen Ermessens, das er bei
der Gestaltung der Alterssicherung für Landwirte gehabt habe.

Die Entscheidungsgründe sind anliegend beigefügt.

Um Kenntnisnahme wird gebeten.

In Vertretung
gez. Stüwe
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